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Resolution an den Deutschen Bundestag und die Landesregierung 
 

 
Wir begrüßen die von der Bundesregierung fraktionsübergreifend angestrebte 
Grundgesetzänderung zur Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
 
Wir erwarten die Schaffung eines rechtssicheren Rahmens für eine optimale Betreu-
ung der Arbeitsuchenden und ihrer Familien vor Ort. Oberstes Ziel müssen weiterhin 
die Integration in Arbeit und die Unabhängigkeit von staatlichen Leistungen sowie die 
Leistungsgewährung aus einer Hand sein. 
 
Der Kreis Coesfeld nimmt seit dem Jahr 2005 eigenverantwortlich die Aufgaben nach 
dem SGB II als zugelassener kommunaler Träger wahr. Die Bürgerinnen und Bürger 
erhalten im Kreis Coesfeld sowohl Transferleistungen als auch berufliche Integrati-
onsleistungen aus einer Hand. Diese Aufgabe wird im engen Schulterschluss mit den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden erfolgreich umgesetzt. Aus Sicht des 
Kreises Coesfeld hat sich die eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung als Opti-
onsträger bewährt. 
 
Der Kreis Coesfeld möchte daher über den 31.12.2010 hinaus die Aufgabe weiterhin 
in kommunaler Verantwortung wahrnehmen. 
 
Auch für die anderen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sollte gelten, 
dass sie künftig eine echte Wahlfreiheit haben, ob sie die Aufgaben weiterhin in Form 
einer Arbeitsgemeinschaft oder als zugelassener kommunaler Träger wahrnehmen 
möchten.  
 
Wir fordern alle Verantwortlichen in Bund und Ländern parteiübergreifend dazu auf, 
ein rasches Verfahren zu ermöglichen und schnell zu einer einvernehmlichen Lösung 
zu kommen. Die Arbeitsuchenden und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Verwaltungen haben ein Recht auf Klarheit und Sicherheit. 


